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Öffentliche Seeunfalluntersuchung

Abstimmung im Bundesrat am 22. März 2002

Zuwanderungsdebatte verhinderte die letzte Chance auf einen Kompromiß über das umstrittene  Seesicherheits-Untersuchungsgesetz.

Der Personalrat der WSD Nord ist bitter  enttäuscht über den Ausgang der Abstimmung im Bundesrat am vergangenen Freitag. Die letzte Chance zur Rettung der öffentlichen Seeunfalluntersuchung und zur Sicherung der Rechte der betroffenen Beschäftigten in einem fairen Verfahren, ist leichtfertig über Bord geworfen worden. Der politische Tumult um die Zuwanderungs-Entscheidung hatte dazu geführt, dass die unionsgeführten Länder den Saal verließen und nicht wieder zur Abstimmung über die Anrufung des Vermittlungsausschusses zurück kehrten. Damit kam keine Mehrheit für den Antrag Bremens zur Anrufung des Vermittlungsausschusses zustande. Die Ländern Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Bremen standen damit allein mit ihrem Widerstand und hatten keine Chance. 

Die Personalräte in der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung haben 2 Jahre lang gemeinsam mit Gewerkschaftern, maritimen Fachverbänden und engagierten Bundespolitikern wie Wolfgang Börnsen ( CDU ) und Hans-Michael Goldmann ( FDP ) und Dr. Margrit Wetzel ( SPD ) gegen das Gesetz gekämpft. Jochen Hinz, Vorsitzender des Personalrates: „Ein Kompromiß im Vermittlungsausschuss war zum Greifen nahe. Es ist für uns besonders bitter, dass ausgerechnet die Bundesländer der CDU/CSU diese letzte Chance ohne Not verspielt haben.“

Der Personalrat kritisiert, dass  die letzten Änderungen des Gesetzentwurfes nicht zu einer qualitativen Verbesserung der Rechtspositionen der Betroffenen geführt haben. An Stelle des Bundesoberseeamtes wurde ein weisungsgebundenes Widerspruchsverfahren bei der WSD Nord eingeführt, dass weder öffentlich noch unter Mitwirkung unabhängiger ehrenamtlicher Beisitzer nur  Fälle der Patententziehung beurteilen soll. Gegen Entscheidungen der Bundesstelle für Seeunfalluntersuchen gibt es überhaupt keine Rechtsmittel mehr. 

Jochen Hinz: „Die Beschäftigten der Seeämter wurden trotz ihrer erfolgreichen Arbeit in den vergangenen Wochen und Monaten durch unqualifizierte 
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Äußerungen einzelner SPD-Bundestagsabgeordnetinnen diskreditiert. Die Seeämter haben gerade in der internationalen Zusammenarbeit in den letzten Jahren Vorbildfunktion für andere Schiffahrtsnationen gehabt. Wir haben den Eindruck, dass einige Politiker der rot-grünen Bundestagsfraktion weder das neue Gesetz gründlich gelesen noch die Praxis der Seeunfalluntersuchung jemals zur Kenntnis genommen haben.“
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